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Editorial 

  Ist jedes Unternehmen ein Stromlieferant? 

 Unternehmen in Deutschland sind es inzwischen gewohnt, bürokrati-

sche Lasten zu schultern. Das gilt ganz besonders im Energiebereich. 

Zum 3. Juli 2017 wird noch einmal draufgesattelt: Grund ist das soge-

nannte Marktstammdatenregister, das in Kürze alle Betreiber von 

Stromerzeugungsanlagen, Netzen und Speichern sowie alle Stromliefe-

ranten zentral bei der Bundesnetzagentur erfassen soll. Während es 

offiziell Ziel der Politik ist, Unternehmen von Bürokratie zu entlasten, 

wird bei Stromlieferungen massiv Bürokratie aufgebaut. Was in der 

Überschrift wie ein schlechter Scherz klingt, wird für viele Unterneh-

men nun aber bittere Realität.  

Unternehmen als Stromlieferanten wider Willen 

Stromlieferant ist ein Unternehmen nach Auffassung der Bundesnetza-

gentur immer dann, wenn es Strom an einen sogenannten Letztver-

braucher liefert. Einen solchen Letztverbraucher kennzeichnet, dass er 

entscheidet, wann er z. B. eine Maschine anschaltet und, dass er das 

entsprechende wirtschaftliche Risiko trägt. Dabei spielt es im Übrigen 

keine Rolle, ob die Lieferung entgeltlich oder unentgeltlich erfolgt. 

Statt Tausend Energieversorgern gibt es aufgrund dieser weiten Defini-

tion auf einmal Zehntausende – mit der Folge, dass viele Unternehmen 

zusätzlich meldepflichtig werden.  

Welche Fälle sind in der Praxis von der Meldepflicht betroffen?  

Wird Strom von einem Unternehmen beispielsweise an die ausgelagerte 

Kantine weitergeleitet, bestimmt deren Personal eigenverantwortlich, 

wann der Herd eingeschaltet wird. Zudem trägt der Kantinenbetreiber 

das wirtschaftliche Risiko, wenn er etwa wegen defekter Geräte kein 

warmes Essen anbieten kann und ihm dadurch Einnahmen entgehen. 

Die Kantine im eigenen Haus ist damit Letztverbraucher und das Un-

ternehmen Stromlieferant mit Meldepflicht. 

Auch zeitweise Stromlieferungen fallen unter die Meldepflicht: Errich-

tet eine Baufirma eine neue Fabrikhalle und bezieht für einige Monate 

Strom vom Auftraggeber, muss sich dieser im Register eintragen. In 

diesem Fall übt die Baufirma die Herrschaft über die Geräte (Bohrma-

schinen etc.) aus; sie bestimmt eigenverantwortlich deren Einsatz und 

trägt das wirtschaftliche Risiko. Grundsätzlich muss auch jede Ände-
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rung des eigenen Status gemeldet werden. Das heißt: Nach Abschluss 

der Arbeiten ist die Firma verpflichtet, mitzuteilen, dass sie nun kein 

Stromlieferant mehr ist.  

Die Stromlieferung an einen Getränkeautomaten einer Drittfirma muss 

übrigens nicht gemeldet werden. Eigenständig über das Betriebsmittel 

kann die Drittfirma nicht bestimmen, so dass kein Letztverbrauch vor-

liegt. Eine Bagatellgrenze für Stromlieferungen gibt es aber nicht. Die 

Bundesnetzagentur spricht nur von geringfügigen Strommengen, die 

nicht gemeldet werden müssen. Der DIHK hat in einem Merkblatt wei-

tere Beispielfälle zusammengestellt.  

Bagatellgrenze einführen, um Meldeflut einzudämmen 

Aufgrund dieser Meldeflut und der Belastung der Unternehmen rät der 

DIHK dringend, in der Markstammdatenregisterverordnung eine Baga-

tellgrenze für die Meldepflicht einzuführen. Bei einer Grenze von 

1.000.000 kWh fielen viele Fälle wie temporäre Verbräuche oder Liefe-

rungen an Kantinen weg. Solange es eine solche Grenze aber nicht 

gibt, bleibt den Unternehmen nur übrig, in den sauren Apfel zu beißen 

und sich ab Juli zu registrieren. Andernfalls droht leider tatsächlich ein 

Bußgeld von bis zu 50.000 Euro. Im Übrigen hat sich die Bundesnetza-

gentur bisher nicht zu Gaslieferungen geäußert. Solange dieser Punkt 

nicht geklärt ist, empfiehlt der DIHK, sich in mit Strom vergleichbaren 

Fällen ins Register einzutragen. (Bo) 

 

International 

  US-Präsident Trump kündigt Rückzug aus dem 

UN-Klimaabkommen von Paris an 

Der DIHK bedauert  
die Entscheidung 

Das Abkommen sei unfair für Amerika wegen der hohen Kosten für die 

Unternehmen; der US-Präsident will neu verhandeln. Der DIHK bedau-

ert diesen Schritt, denn Klimaschutz kann wirksam und wettbewerbs-

neutral nur von allen Staaten gemeinsam vorangetrieben werden. Ver-

mieden werden muss eine zusätzliche Belastung der deutschen Wirt-

schaft. 

Am 1. Juni hat Amerikas Präsident Donald Trump den Austritt der USA 

aus dem Pariser Klimaschutzabkommen bekannt gegeben. 

Im Detail kritisierte der US-Präsident folgende vier Punkte: 

 Das Abkommen sei unausgewogen und würde Schwellenländern 

wie China und Indien weiterhin hohe Emissionen erlauben, wäh-

rend die USA durch Auflagen weniger wettbewerbsfähig gemacht 

würden, insbesondere im verarbeitenden Gewerbe. Es sei somit ei-
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ne Umverteilung von Wohlstand zu Lasten der USA.  

 Der US-Beitrag zum Green Climate Fund sei eine hohe Belastung 

für die US-Steuerzahler und würde Länder unterstützen, die für 

den Verlust von Arbeitsplätzen in den USA verantwortlich seien. 

 Die Auflagen verhinderten eine Renaissance der US-

Energieproduktion, die Wirtschaftswachstum und Arbeitsplätze 

generieren solle. 

 Die Wirksamkeit des Abkommens sei minimal. Die USA wollten die 

Umwelt schützen, aber durch selbst definierte Maßnahmen. 

Für den Austritt und eine Neuverhandlung gibt es mehrere Optionen, u. 

a.: 

 Austritt nach den Regeln des Vertrages. Der US-Präsident ent-

scheidet, aus dem Vertrag auszutreten. Der Kongress ist nicht in-

volviert. Die USA können dann im November 2019 den Austritt 

formell beantragen und wären ein Jahr später – zum Zeitpunkt 

der nächsten Präsidentschaftswahl – keine Vertragspartei mehr. 

 Da das Abkommen nicht laut US-Gesetz verbindlich ist, könnten 

die USA die Ziele im Abkommen ignorieren. Ob die bloße Einstel-

lung des Beitrags der USA ein „Austritt“ im Sinne Trumps wäre, ist 

unklar. 

Hier die Stellungnahme von DIHK-Präsident Eric Schweitzer: 

„Der DIHK bedauert, dass die USA sich aus dem Klimaabkommen von 

Paris zurückziehen. Denn Klimaschutz kann wirksam und wettbewerbs-

neutral nur von allen Staaten gemeinsam vorangetrieben werden. Mit 

den USA verliert die globale Klimapolitik zugleich einen Verfechter 

marktwirtschaftlicher Instrumente. Der Klimaschutz wird in den USA 

dennoch nicht zum Stillstand kommen. Die Bundesstaaten halten an 

Ausbauzielen für erneuerbare Energien fest. Es besteht also weiterhin 

Potenzial für eine wirtschaftliche Zusammenarbeit beim Klimaschutz. 

Diese sollte die Bundesregierung nun besonders in den Mittelpunkt 

rücken. Auch sind weitere Maßnahmen zur Förderung des Exports von 

Umwelttechnologie empfehlenswert. Die anderen Vertragsstaaten soll-

ten an ihren gemeinsamen Zielen für den Klimaschutz festhalten. Al-

lerdings gibt es auch keinen Grund, die eigene Klimapolitik nachzu-

schärfen - weder in Europa noch in Deutschland.“ 

Das Besondere an dem von 195 Staaten unterzeichneten Pariser Klima-

schutzabkommen besteht darin, dass erstmals alle Staaten sich zu 

nationalen Klimabeiträgen verpflichtet haben. Damit soll die Erder-

wärmung auf maximal 2 % begrenzt bleiben. Auch wenn die Beiträge 

freiwillig sind und das Abkommen keine Sanktionen vorsieht, so besitzt 

es dennoch einen starken Symbolcharakter. Größte CO2-Emittenten 

sind China mit rund 30 % der weltweiten Emissionen, gefolgt von den 

USA (rund 15 %) und Indien (das in den nächsten Jahren die USA über-
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holen wird). Auf der UN-Klimakonferenz Ende 2015 in Paris haben die 

USA zugesagt, ihre THG-Emissionen bis 2025 um mindestens 26 % zu 

senken. 

Die Entscheidung wird in den USA sehr kontrovers diskutiert. Gegner 

des Austritts wie Außenminister Tillerson, namhafte Vertreter der US-

Wirtschaft (bspw. Elon Musk von Tesla) sehen in diesem Schritt eine 

Aufgabe der Führungsrolle Amerikas auf internationaler Ebene – zu-

gunsten von China. Auch aus den US-Bundesstaaten kommt Kritik: 

Rund 30 von ihnen haben bereits ehrgeizige Maßnahmen zur Förde-

rung der erneuerbaren Energien angestoßen. 

Bundesumweltministerin Hendricks hat angekündigt, dass die EU mit 

Deutschland und China eine neue Führungsrolle beim globalen Klima-

schutz übernehmen will. Dies darf nicht dazu führen, dass die EU und 

Deutschland, die ohnehin sehr ambitiöse Klimaziele haben, diese noch 

weiter verschärfen zulasten der deutschen Wirtschaft.  

Bisher ist nicht abzusehen, ob andere Staaten dem Beispiel der USA 

folgen werden. Klar ist aber, dass die Entscheidung von Donald Trump 

ein Schlaglicht auf den G20-Gipfel in Hamburg am 7. und 8. Juli dieses 

Jahres werfen wird. (AR) 

 

 
 

China beanstandet fehlende Einhaltung des ISPM 

15 für Verpackungsholz bei deutschen Sendun-

gen 

Bessere Einhaltung internati-
onaler Standards für Verpa-
ckungsholz 

Der chinesische Pflanzenschutzdienst hat die EU-Kommission darüber 

informiert, dass im zweiten Halbjahr 2016 bei insgesamt 219 Einfuhren 

aus Deutschland die Nichteinhaltung des Internationalen Standards 

Phytosanitäre Maßnahmen für Verpackungsholz (ISPM 15) festgestellt 

wurde. Dies wird zum Anlass genommen, Unternehmen auf die Pflicht 

zur Einhaltung des internationalen Standards für Verpackungsholz 

hinzuweisen. 

Ziel des ISPM 15 ist es, das Risiko der Verschleppung von Schadorga-

nismen durch Verpackungsholz zu mindern. Dazu gibt er vor, wie Ver-

packungsmittel aus Massivholz (z. B. Paletten, Kisten, Verschläge, 

Trommeln, Fässer, aber auch Verschläge, Stauholz usw.) behandelt 

werden müssen, damit sie vor Schädlingsbefall geschützt sind. Eine 

standardisierte Markierung auf dem Holz dokumentiert die Behand-

lung. Unternehmen, die Verpackungsholz behandeln oder aufarbeiten 

und mit der ISPM-15-Markierung versehen wollen, müssen von der 

zuständigen Behörde registriert sein. 

Die Anforderungen des ISPM 15 gelten nur für die Einfuhr aus und die 

Ausfuhr in Länder außerhalb der Europäischen Union (EU). Bestimmun-
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gen zur Anwendung und Registrierung sind in Deutschland in der 

Pflanzenbeschauverordnung geregelt. Nähere Informationen zum ISPM 

15 können auch der Homepage des Julius-Kühn-Instituts (JKI) unter 

diesem Link entnommen werden. 

Die Nichteinhaltung der ISPM 15 kann die Erhebung von Bußgeldern 

nach sich ziehen. In den Zielländern können Unternehmen Kosten für 

Nachbehandlungen entstehen oder gar Importverbote erfolgen. 

Die Angaben über die Verstöße basieren auf einem zuvor ergangenen 

Hinweis des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft 

(BMEL). Der DIHK bittet, betroffene Unternehmen auf die Bedeutung 

der Einhaltung der ISPM 15 hinzuweisen. Verantwortliche Behörden in 

den Ländern sind die jeweiligen Pflanzenschutzdienste. (HAD) 

 

Europa 

  Energieeffizienz nach 2020: EU-Staaten legen 

ihre Verhandlungspositionen fest 

Regierungen reduzieren nati-
onale Einsparverpflichtung 

Die 28 EU-Mitgliedsstaaten haben sich beim Treffen der Energieminis-

ter in Luxemburg am 26. Juni auf gemeinsame Positionen zur Reform 

der Richtlinien zur Energieeffizienz und zur Gesamtenergieeffizienz von 

Gebäuden geeinigt.  

Die "allgemeinen Ausrichtungen" dienen als Richtschnur für die Ver-

handlungen mit dem Europäischen Parlament. Diese beginnen, sobald 

sich die Parlamentarier (voraussichtlich im November) ebenfalls auf 

eine gemeinsame Linie geeinigt haben. 

Energieeffizienzrichtlinie: die wichtigsten Eckpunkte der Ratspositi-

on 

 Die Minister fordern für die gesamte EU ein 30 %-Effizienzziel für 

2030. Das Wort „verbindlich“ wurde jedoch aus Artikel 1 Absatz 1 

gestrichen. 

 Die jährliche nationale Energieeinsparverpflichtung wurde für die 

Periode 2020 - 2025 bei 1,5 % belassen. Für den Zeitraum 2026 

bis 2030 soll sie dann nach Meinung der Minister auf 1 % abge-

senkt werden.  

 Der Rat weitet auch die Möglichkeit aus, selbstverbrauchten Er-

neuerbaren-Strom in Gebäuden auf die Einsparverpflichtung an-

zurechnen. Die Kommission schlägt vor, die Anrechenbarkeit auf 

höchstens 15 % des selbstverbrauchten Stroms zu beschränken. 

Der Rat hat diesen Deckel nun auf 30 % angehoben.  

 Maßnahmen, die zwischen 2018 - 2020 ergriffen wurden und 

http://pflanzengesundheit.jki.bund.de/
http://pflanzengesundheit.jki.bund.de/index.php?menuid=47&reporeid=26
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auch noch nach dem Jahr 2020 zu Energieeinsparungen führen, 

sollen von den Mitgliedsstaaten gezählt werden dürfen. Die Mi-

nister haben auch, wie von der Kommission vorgeschlagen, die 

Anrechenbarkeit von Einzelmaßnahmen, die nach 2008 eingeführt 

wurden, unterstützt.  

 Den Deckel für die Nutzung aller Flexibilitätsoptionen (unter Arti-

kel 7 Absatz 2 wie die zuvor erwähnte Anrechenbarkeit von Maß-

nahmen, die vor 2020 ergriffen wurden, von eigenverbrauchtem 

Erneuerbaren-Strom etc.) wollen die Staaten von 25 % auf 35 % 

erhöhen.  

DIHK-Bewertung: Begrüßenswert sind die Schwächung der Verbind-

lichkeit des europäischen Effizienz- und die Senkung des jährlichen 

nationalen Einsparziels. Beide werden vom DIHK kritisch gesehen, da 

sie auf absolute Verbrauchsminderungen abstellen. Der DIHK empfiehlt 

stattdessen, auf eine Steigerung der Energieproduktivität oder eine 

Senkung der Energieintensität hinzuarbeiten. Die Ausweitung der Anre-

chenbarkeit von eigenverbrauchtem Erneuerbaren-Strom ist der Ei-

genversorgung förderlich und wird unterstützt. Das gleiche gilt für die 

Anhebung des Deckels für die Nutzung der Flexibilitätsoptionen. Die 

Anrechenbarkeit von nach 2008 eingeführten Einzelmaßnahmen ist 

ebenfalls wünschenswert, da Deutschland dadurch unter anderem die 

weitere Anrechnung der Effizienzpflichten für Unternehmen im Rah-

men des Spitzenausgleichs ermöglicht wird. 

Gebäuderichtlinie: die wichtigsten Eckpunkte der Ratsposition 

 Die von der Kommission vorgeschlagene Verpflichtung zur Instal-

lation von Elektroladesäulen in Nicht-Wohngebäuden mit mehr 

als zehn Parkplätzen wurde abgeschwächt. Die Ratsposition sieht 

vor, dass in jedem neuen Gebäude oder bei größeren Renovierun-

gen (die die Parkplätze oder die Elektroinstallation betreffen) eine 

Ladesäule installiert werden muss. Letztere muss auf Preissignale 

reagieren können. Jeder dritte Parkplatz muss darüber hinaus mit 

Leerrohren ausgestattet sein, die bei Bedarf die Installation einer 

Elektroladesäule ermöglichen.  

 Kleine und mittelständische Unternehmen können von der Lade-

säulen- und Leerrohrpflicht ausgenommen werden. Im Falle von 

Bestandsgebäuden fände die Regelung zudem keine Anwendung, 

wenn die Kosten für Ladesäule und Leerrohre 5 % der gesamten 

Renovierungskosten übersteigen.  

 Bei neuen Wohngebäuden oder bei größeren Renovierungen muss 

jeder Parkplatz mit Leerrohren versehen werden, sobald mehr als 

zehn Parkplätze vorhanden sind. 

 Die im Kommissionsvorschlag vorgesehene Verpflichtung für die 

Mitgliedsstaaten zur Erarbeitung konkreter Fahrpläne für die Re-

novierung des Gebäudebestandes wurde beibehalten. Auch die 
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Vorgabe, Etappenziele für 2030 und 2050 festzulegen, wurde in 

die Ratsposition aufgenommen. Es wurde jedoch präzisiert, dass 

diese unverbindlich sind.  

 Die vorgeschlagene Bindung von finanziellen Anreizen zur Verbes-

serung der Energieeffizienz von Gebäuden an Energieeinsparun-

gen, die durch die vor- und nachgelagerte Erstellung von Energie-

ausweisen nachgewiesen werden müssen, wurde abgeschwächt. 

Die Mitgliedsstaaten können alternativ auch auf die Energieeffizi-

enz der genutzten Bauteile oder gebäudetechnischer Systeme ab-

stellen, oder andere „transparente und verhältnismäßige“ Metho-

den zur Messung der Effizienzsteigerung nutzen. 

 Die Anforderungen an die Energieausweis-Datenbanken wurden 

im Vergleich zum Vorschlag der Kommission reduziert. Lediglich 

aggregierte und anonymisierte Daten müssen zur Verfügung ge-

stellt werden. Die Kommission hatte gefordert, Daten für alle Ge-

bäudeklassen und Größen verfügbar zu machen, sowie Energie-

verbräuche von Gebäuden mit mehr als 250m² Fläche, die Publi-

kumsverkehr haben, zu erfassen. 

 Die Pflicht für die Staaten, Maßnahmen zur regelmäßigen War-

tung von Klimaanlagen zu ergreifen, findet laut Ratsposition auf 

Anlagen mit einer Leistung von mehr als 70 kW Anwendung. Die 

Kommission schlug als Kriterien eine Leistung von 100 kW Anlage 

und mehr als 250 MWh Gesamtprimärenergieverbrauch des Ge-

bäudes vor. 

DIHK-Bewertung: Die Abschwächung der Ladesäulenpflicht geht in die 

richtige Richtung. Der DIHK empfiehlt jedoch für Nichtwohngebäude, 

wie für Wohngebäude bereits vorgesehen, höchstens eine Leerrohr-

pflicht einzuführen. Auf die obligatorische Installation einer Ladesäule 

sollte gänzlich verzichtet werden. Die Ausnahmeregeln für KMU und 

die neue 5%-Kostengrenze sind zu begrüßen. Wichtig ist auch die vom 

Rat vorgenommene Klarstellung, dass die Etappenziele in den langfris-

tigen Renovierungsstrategien unverbindlich sind. Die Abschaffung der 

verpflichtenden Erstellung von Energieausweisen im Vor- und Nachlauf 

von geförderten Energieeffizienzmaßnahmen in Gebäuden ist positiv, 

da nun auch kosteneffizienteren Bewertungsmethoden die Tür geöffnet 

wird. (JSch) 
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EU-Klimapolitik: Europaparlament verabschiedet 

2030-Ziele für Transport, Landwirtschaft und 

Gebäude 

Mitgliedsstaaten müssten 
Klimaschutzanstrengungen 
ausweiten 

Das Europäische Parlament hat seine Position zu CO2-Reduktionszielen 

für diese Sektoren während seiner Plenarsitzung am 14. Juni verab-

schiedet. Staaten mit einem großen Landwirtschaftssektor wurden 

weitergehende Erleichterungen zugestanden. 

Der vom Umweltausschuss Ende Mai verabschiedete Bericht wurde von 

einer großen Mehrheit der Europaabgeordneten in weiten Teilen ohne 

Änderungen verabschiedet. 

Eine Ausnahme ist die Erleichterung für Staaten, die über einen großen 

Landwirtschaftssektor verfügen. Diese wurde im Plenum auf gemein-

samen Antrag der konservativen EVP-Fraktion, der europakritischen 

„Europäischen Konservativen und Reformer“ und der liberalen „Allianz 

der Liberalen und Demokraten für Europa“ auf das von der Europäi-

schen Kommission Initial vorgeschlagene Niveau von 280 Millionen 

Emissionszuweisungen angehoben. Der Umweltausschuss hatte sich für 

eine Beschränkung auf 190 Millionen ausgesprochen. Auch Deutsch-

land wäre von solch einer Kürzung betroffen. Die Länder, die von diesen 

zusätzlichen Zuweisungen profitieren, müssen im Gegenzug die nach-

haltige Landnutzung fördern. 

Darüber hinaus wurde auch die vom Umweltausschuss eingeführte 

"Reserve für frühzeitige Maßnahmen" ausgeweitet. Diese soll in be-

stimmten Fällen ärmeren Staaten, die ihre Treibhausgasemissionen 

bereits vor 2020 besonders stark gesenkt haben, die Zielerreichung 

nach 2020 erleichtern. Das Plenum hat beschlossen, das Volumen des 

Mechanismus von 70 Millionen Emissionszuweisungen auf 90 Millio-

nen zu erhöhen. 

Die Anpassung der Kalkulation der jährlichen Emissionsbudgets (sog. 

"Emissionszuweisungen"), die für jeden Mitgliedsstaat für den Zeitraum 

2021 bis 2030 festgelegt werden, wurde auch vom Plenum unterstützt. 

Das Parlament fordert, die lineare Verlaufskurve für die Berechnung der 

jährlichen Jahresobergrenzen bereits im Jahr 2018 anstatt 2020 begin-

nen zu lassen. Zudem soll als Ausgangswert das bereits geltende Ziel 

für 2020 genutzt werden, wenn dieses unter den Durchschnittsemissi-

onen in den Jahren 2016-2018 liegt. Diese Änderungen würden dazu 

führen, dass die Mitgliedsstaaten ihre Klimaschutzanstrengungen in 

den einleitend genannten Sektoren verstärken müssten.  

Die Europaparlamentarier müssen sich nun mit den Mitgliedsstaaten 

auf einen Kompromiss einigen. Letztere konnten sich im Rat unter 

maltesischer Präsidentschaft jedoch noch nicht auf eine gemeinsame 
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Verhandlungsposition verständigen. Die EU-Umweltminister haben bei 

ihrem Treffen in Luxemburg am 19. Juni das Thema lediglich diskutiert. 

Eine ursprünglich vorgesehene Abstimmung wurde in die zweite Jah-

reshälfte verschoben. 

Der Verordnungsvorschlag der Europäischen Kommission zur "Lasten-

teilung" wurde im Juli 2016 veröffentlicht. Er legt fest, wie hoch die 

Treibhausgasemissionen eines jeden Landes in den Sektoren Transport, 

Landwirtschaft, Gebäude und Abfälle in der Periode 2021 - 2030 sein 

dürfen. Die EU hat sich das Ziel gesetzt, diese bis 2030 um 30 % (ge-

genüber dem Stand von 2005) zu senken. 

Die vom Europäischen Parlament verabschiedeten Änderungen am 

Kommissionsvorschlag können Sie hier abrufen. (JSch) 

 

 
 

Gasversorgungssicherheit: EU-Regeln verlangen 

mehr Solidarität und Transparenz 

Vorrangige Belieferung von 
geschützten Kunden im Aus-
land geplant 

Die Mitgliedsstaaten im Rat und das Europäische Parlament haben sich 

Anfang Mai auf neue Regeln zur Sicherstellung der Gasversorgungssi-

cherheit in der Europäischen Union (EU) verständigt. In Extremfällen 

sollen Gaslieferungen an nicht geschützte Kunden wie Industriebetrie-

be reduziert oder eingestellt werden, um geschützte Abnehmer in ei-

nem anderen EU-Staat zu versorgen. 

Die im „Trilog“ erzielte Einigung wurde nun auch formell von beiden 

Gesetzgebern bestätigt. Nach abschließenden Abstimmungen im Ple-

num des Parlaments und im Ministerrat, die im Herbst geplant sind, 

soll die Verordnung dann noch Ende Oktober unterzeichnet und im 

Amtsblatt veröffentlicht werden. Sie tritt dann 20 Tage später in Kraft.  

Das neue EU-Regelwerk sieht u. a. folgende zentrale Änderungen vor: 

Regionale Kooperation 

Die für die Gasversorgungssicherheit zuständigen staatlichen Stellen 

müssen ihre nationalen Krisenpräventions- und Notfallpläne auf regio-

naler Ebene aufeinander abstimmen. Anders als bisher sollen diese 

Pläne ein explizit der regionalen Dimension gewidmetes Kapitel enthal-

ten. In diesem sollen bis spätestens März 2019 auf Grundlage ei-

ner gemeinsamen Risikobewertung (die bis September 2018 an die 

Kommission übermittelt werden muss) auch grenzüberschreitende 

Maßnahmen für Engpass- und Krisensituationen vereinbart werden. Die 

Europäische Kommission bewertet die Pläne und kann Änderungen 

empfehlen. Die Koordinierung muss in verschiedenen Risikogruppen 

organisiert werden, die im Anhang der Verordnung festgelegt sind.   

„Risikogruppen“ 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2017-0256+0+DOC+PDF+V0//DE
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Anders als initial von der Kommission vorgeschlagen werden alle EU-

Mitgliedsstaaten in 13 Risikogruppen aufgeteilt. Diese wurden auf-

grund der jeweiligen gemeinsamen Abhängigkeit von einem Gasliefe-

ranten oder einer Versorgungsroute konstituiert. Deutschland wurde u. 

a. den Gruppen „Ukraine“ und „Ostsee“ sowie "L-Gas" zugeteilt. 

Solidaritätsmechanismus 

Sollten die in den Präventionsplänen vorgesehenen Maßnahmen es 

einem Mitgliedsstaat nicht ermöglichen, die Gasversorgung an ge-

schützte Kunden sicherzustellen, kann er einen Krisenfall ausrufen. In 

solch einem Fall werden entsprechend des nationalen Notfallplans 

zunächst benachbarte Staaten dazu verpflichtet, ihre Versorgungsstan-

dards abzusenken, falls diese über das europäische Mindestmaß hin-

ausgehen. 

Sollte die dadurch gestiegene Marktliquidität und weitere marktbasier-

te Maßnahmen den Versorgungsengpass nicht beheben, kann der be-

troffene Staat als „ultima ratio“ einen sogenannten Solidaritätsmecha-

nismus in Anspruch nehmen. Dieser verpflichtet benachbarte Staaten 

dazu, die Gasversorgung für nicht geschützte Kunden zu reduzieren 

oder komplett einzustellen, um zur Versorgung geschützter Verbrau-

cher im Krisenstaat beizutragen. 

Geschützte Kunden für die Anwendung des Solidaritätsmechanismus 

sind Haushalte, und unter bestimmten Bedingungen auch grundlegen-

de soziale Dienste und Fernwärmeanlagen. Abschaltungen oder Liefer-

reduktionen an nicht geschützte Verbraucher, v. a. aus der Indust-

rie, sollen in einem zur Solidarität verpflichteten Staat laut Verord-

nung zunächst mithilfe marktbasierter Ansätze umgesetzt werden, 

etwa über einen Demand-Side-Management-Mechanismus. Im Ext-

remfall würde also der Gasbezug deutscher Großverbraucher zugunsten 

von Haushalts- und Fernwärmekunden in anderen Staaten reduziert. 

Mitgliedsstaaten haben zudem die Möglichkeit, die Versorgung von 

Gaskraftwerken auf Antrag des Netzbetreibers gegenüber bestimmten 

Kategorien von geschützten Kunden zu bevorzugen, wenn dies für die 

Stabilität des Stromsystems unabdingbar ist. 

Die Umsetzung des Solidaritätsmechanismus soll von den national 

zuständigen Stellen bis Dezember 2018 ausgehandelt werden und muss 

Kompensationszahlungen für die zur Solidarität verpflichteten Mit-

gliedsstaaten vorsehen. Die Höhe der Kompensationszahlungen bzw. 

die Erhebungsmethode müssen vorher verhandelt werden. Kompen-

siert werden sollen die Kosten für das gelieferte Erdgas sowie weitere 

relevante und vertretbare Kosten. Ob damit für die betroffenen nicht 

geschützten Kunden ein Ausgleich in Höhe der entgangenen Wert-

schöpfung verbunden sein kann, muss in der Umsetzung geklärt wer-

den. Die EU-Kommission soll spätestens ein Jahr zuvor unverbindliche 

Richtlinien für diese Mechanismen vorlegen und kann konkrete Vor-
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schläge unterbreiten, wenn sich die Staaten nicht einigen können. 

Informationspflichten bzgl. Gaslieferverträge 

Gaslieferverträge, die alleine oder kumulativ mit anderen Verträgen mit 

dem gleichen Lieferanten mindestens 28 % des jährlichen Gasver-

brauchs eines Landes abdecken, müssen direkt nach ihrem Abschluss 

der national zuständigen Behörde gemeldet werden. 

Auch Änderungen solcher Verträge und bestehende Verträge, die die 

genannte Bedingung erfüllen, müssen gemeldet werden. Für bestehen-

de Verträge gilt die Meldepflicht ein Jahr nach Inkrafttreten der neuen 

Verordnung, d. h. voraussichtlich Ende 2018. Die Informationspflicht 

betrifft auch alle kommerziellen Verträge, die zur Ausführung des Gas-

liefervertrags notwendig sind. In den Erwägungsgründen der Verord-

nung wird präzisiert, dass es sich hierbei beispielsweise um Verträge zu 

Infrastruktur oder Speicher handelt. 

Ziel ist es, der staatlichen Stelle innerhalb von drei Monaten eine Eva-

luierung der Risiken für die Gasversorgungssicherheit eines Landes oder 

einer Region zu erlauben. Das Ergebnis muss an die Europäische Kom-

mission übermittelt werden und bei der Ausarbeitung der Krisenprä-

ventions- und Notfallpläne berücksichtigt werden. 

Die neue Verordnung erlaubt nationalen Behörden und der EU-

Kommission darüber hinaus die Offenlegung von Gaslieferverträgen 

(und zur Ausführung notwendiger Verträge) zu verlangen, wenn diese 

als Gefahr für die Versorgungssicherheit angesehen werden. Preisin-

formationen müssen nicht übermittelt werden. 

Generell müssen bestimmte Details zu Gaslieferverträgen mit grenz-

überschreitender Bedeutung und einer Laufzeit von mindestens einem 

Jahr an nationale Behörden gemeldet werden. Es handelt sich bei-

spielsweise um Liefervolumina, Lieferstellen und die Bedingungen zum 

Stopp von Gaslieferungen. 

Die neuen EU-Regeln zur Gasversorgungssicherheit können Sie hier in 

einer provisorischen Version auf Englisch abrufen. (JSch, tb) 

 

 
 

Stromversorgung in Europa diesen Sommer gesi-

chert 

Probleme nur in Italien  
und Polen 

Die europäische Vereinigung der Übertragungsnetzbetreiber ENTSO-E 

rechnet allein in Italien und Polen in Extremfällen mit Versorgungseng-

pässen. 

In der jährlichen Prognose zur Versorgungssicherheit während der 

Sommermonate weist ENTSO-E darauf hin, dass Italien im Falle einer 

Hitzewelle zwischen Mitte Juni und Ende Juli Schwierigkeiten haben 

https://wm.ihk.de/download/attachments/380567679/Gas+SoS+Versorgungssicherheit+Mai+2017.pdf
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könnte, die Balance zwischen Stromverbrauch und Angebot sicherzu-

stellen. 

Im "Sommer Outlook", der Anfang Juni vorgestellt wurde, unterstrei-

chen die Übertragungsnetzbetreiber, dass die konventionelle Kraft-

werkskapazität in den letzten Jahren vor allem in Norditalien kontinu-

ierlich gesunken ist. 

Im Falle überdurchschnittlich hoher Temperaturen könnte es zu Kraft-

werksausfällen und einer verringerten Verfügbarkeit der Wasserkraft 

kommen. Erhöhte Stromimporte können diese in einem Extremszenario 

nicht kompensieren, weshalb der italienische Übertragungsnetzbetrei-

ber Terna Notfallmaßnahmen wie Lastverringerungen vorgesehen hat. 

In Polen könnte es in den Sommermonaten vor allem zur Mittagszeit 

zu Versorgungsengpässen kommen, die zumindest teilweise auf Ring-

flüsse ("Loop flows") zurückzuführen sind, die durch deutsche Stromex-

porte verursacht werden. Letztere steigen im Sommer vor allem auf-

grund der hohen Solarstromproduktion und verringern die in Polen zur 

Verfügung stehende Importkapazität zur Deckung des eigenen Strom-

bedarfs.   

Für Deutschland rechnen die Übertragungsnetzbetreiber zwischen dem 

31. Mai und dem 1. Oktober mit keinerlei kritischen Situationen.  

Alle Staaten sind zudem in der Lage, mit Situationen, in denen eine 

sehr hohe Stromproduktion aus Erneuerbaren Energien mit geringer 

Nachfrage einhergeht, umzugehen. Einige Staaten sind jedoch darauf 

angewiesen, in diesem Fall Strom zu exportieren. 

Den Bericht von ENTSO-E können Sie hier abrufen. (JSch, Bo) 

 

 
 

Erneuerbare Energien: EP-Berichterstatter will 

Regeln für öffentliche Förderung präzisieren 

Einführung national verbind-
licher Ziele gefordert 

In seinem Berichtsentwurf schlägt der im Industrieausschuss des Euro-

paparlaments federführende Abgeordnete vor, detailliertere Vorgaben 

zur Förderung in die Erneuerbaren-Energien-Richtlinie der EU aufzu-

nehmen. Das Ausbauziel für die gesamte EU soll auf 35 % angehoben 

und durch verbindliche nationale Ziele für jeden einzelnen Mitglied-

staat erreicht werden. 

Die Reform der europäischen Erneuerbaren-Energien-Richtlinie ist ein 

wichtiger Teil des Energie-"Winterpakets", das die Europäische Kom-

mission Ende letzten Jahres vorgelegt hat. 

Der spanische Berichterstatter des zuständigen Industrieausschusses 

des Europäischen Parlaments José Blanco-López (S&D) hat seinen Be-

richtsentwurf fertiggestellt. Eine erste Diskussion der Abgeordneten im 

https://www.entsoe.eu/Documents/Publications/SDC/Summer_Outlook_2017.pdf
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Ausschuss fand am 22. Juni statt. Die Abstimmung soll dann Anfang 

Oktober stattfinden, bevor die Kompromissverhandlungen mit den 

Mitgliedstaaten im Rat beginnen. 

Zentrale Punkte des Berichtsentwurfs: 

 Das für die gesamte EU geltende Ausbauziel für das Jahr 2030 

wird von 27 % auf 35 % angehoben. Darüber hinaus sollen 

die national verbindlichen Ausbauziele für jeden EU-Staat auch 

nach 2020 fortbestehen. Deutschland müsste den EE-Anteil bis 

2030 auf 34 % seines Endenergieverbrauchs steigern. Die Kom-

mission hat auf Druck einer Mehrheit der Regierungen ausschließ-

lich ein EU-weites "verbindliches" Ziel in ihren Richtlinienvor-

schlag aufgenommen. 

 Der Berichterstatter präzisiert die Regelungen zur Förderung im 

Stromsektor. In der Richtlinie wird so festgelegt, dass öffentliche 

Förderung generell im Rahmen von Ausschreibungen vergeben 

werden muss. Die Besonderheiten von "Erneuerbare-Energien-

Gemeinschaften", zu denen beispielsweise die deut-

schen Bürgergenossenschaften zählen würden, sollen dabei be-

rücksichtigt werden. Die Mitgliedstaaten werden darüber hinaus 

dazu verpflichtet, soweit dies möglich ist, technologieneutrale 

Ausschreibungen zu organisieren. Gleichzeitig wird jedoch festge-

schrieben, welche Beweggründe die Beibehaltung technologiespe-

zifischer Vergabeverfahren rechtfertigen können. Dazu gehören 

die Förderung von innovativen Technologien, die Vermeidung von 

Netzengpässen und Förderung der Netzstabilität, die Verringerung 

von Systemintegrationskosten und Umweltschutzauflagen. Präzi-

siert wird ebenfalls, dass die Förderung prinzipiell die Form ei-

ner Marktprämie annehmen muss. Der DIHK unterstützt die Auf-

nahme von Vorgaben zu Ausschreibungen in die Richtlinie, um 

beihilferechtliche Streitigkeiten von vornherein zu vermeiden.  

 Die Pflicht zur grenzüberschreitenden Öffnung der Fördersysteme 

wird ausgeweitet. So sollen nicht nur 10 %, sondern 15 % der 

auszuschreibenden Leistung zwischen 2021 und 2025 für auslän-

dische Bieter offenstehen. Für die Zeit zwischen 2026 und 2030 

wird der Satz von 15 % auf 20 % erhöht. Der DIHK unterstützt 

grenzüberschreitende Ausschreibungen. Zweifel bestehen jedoch, 

ob die Festsetzung verbindlicher Mindestvolumina tatsächlich 

notwendig ist. Zudem sollten faire Wettbewerbsbedingungen si-

chergestellt werden.  

 Das Verbot der Doppelvermarktung von Herkunftsnachweisen für 

EE-Anlagen wird abgeschwächt. Anlagen, die ihre öffentliche För-

derung im Rahmen von Ausschreibungen erhalten, sollen davon 

ausgenommen werden. Der DIHK empfiehlt, für alle Anlagen Her-

kunftsnachweise auszustellen und Zusatzerlöse durch die Zertifi-
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kate zum Teil von den Förderkosten wieder abzuziehen. Die von 

der Kommission vorgeschlagene und vom Berichterstatter des EP 

zumindest in Teilen aufrechterhaltene Auktionierung sieht der 

DIHK kritisch. 

 Die Pflicht für Mitgliedstaaten zur jährlichen Steigerung des EE-

Anteils im Wärme- und Kältesektor wird von 1 % auf 2 % erhöht. 

Ein wenig mehr Flexibilität wird dadurch gewährt, dass dieser 

Wert im Durchschnitt der letzten drei Jahre erreicht werden muss. 

Der DIHK hält den verpflichtenden Einsatz erneuerbarer Energien 

im Bereich der Prozesswärme für ungeeignet, die klimapolitischen 

Ziele ohne negative Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort 

Deutschland zu erreichen.  

 Das Recht zur Eigenversorgung wird explizit auch auf Industriebe-

triebe ("industrial sites") ausgeweitet. Der DIHK bedauert jedoch, 

dass die Erzeugung auf einem Betriebsgelände, das weder Teil ei-

nes Gewerbegebiets noch eines geschlossenen Verteilnetzes ist, 

weiterhin keine Berücksichtigung findet. 

 Eigenversorger sollen von der Zahlung von Umlagen, Gebühren 

und Steuern auf selbstverbrauchten EE-Strom befreit werden. 

Auch Speicher in Kombination mit EE-Eigenerzeugungsanlagen 

sollen von Gebühren ausgenommen sein. Ihre direkte Besteuerung 

und die Erhebung doppelter Netzgebühren "sollte vermieden wer-

den". 

 Die Bagatellgrenzen für die Einstufung eines ins Netz einspeisen-

den Eigenversorgers als Energieversorger werden nicht verän-

dert. Der DIHK empfiehlt, den Mitgliedstaaten zu ermöglichen, 

diese Schwellen nach oben zu setzen. Darüber hinaus sollte auf 

die installierte Leistung (anstelle der Jahresarbeit) abgestellt wer-

den.  

 Eigenversorgungsanlagen dürfen laut Berichtsentwurf - anders als 

von der Kommission vorgeschlagen - auch im Besitz eines Dritten 

sein. 

Den Berichtsentwurf finden Sie hier. (JSch) 

 

 
 

EU-Energie-„Governance“: EP-Berichterstatter 

wollen stärkere Kooperation der EU-Staaten 

Forderung nach höheren und 
verbindlichen Zielen erhoben 

Die Berichterstatter zur "Governance"-Verordnung schlagen in ihrem 

Berichtsentwurf vom 18. Mai vor, grenzüberschreitende EE-Projekte 

stärker zu fördern. Das 2030-EE-Ziel für die gesamte EU soll angeho-

ben und weiterhin durch verbindliche Ziele für jeden einzelnen Staat 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fNONSGML%2bCOMPARL%2bPE-597.755%2b01%2bDOC%2bPDF%2bV0%2f%2fDE
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flankiert werden. Auch das Energieeffizienzziel für die EU wird erhöht. 

Die Europäische Kommission hat im Rahmen des Energie-

„Winterpakets“ Ende 2016 eine Reform der vielfältigen Planungs- und 

Berichtspflichten der EU-Mitgliedstaaten im Bereich der europäischen 

Energie- und Klimapolitik vorgeschlagen. 

Der Vorschlag für eine „Governance“-Verordnung sieht vor allem vor, 

dass die Staaten in sogenannten nationalen "Energie- und Klimaplä-

nen" darlegen, wie sie ihren energie- und klimapolitischen Verpflich-

tungen und Zielsetzungen auf der EU-Ebene nachkommen. 

Die Europäische Kommission soll die Umsetzung auf Basis nationaler 

Fortschrittsberichte regelmäßig bewerten. Die Brüsseler Behörde würde 

darüber hinaus das Recht erhalten, von den Staaten Nachbesserungen 

zu fordern und bei Bedarf zusätzliche europäische Maßnahmen (wie 

beispielsweise eine Verschärfung der Ecodesign-Vorschriften) vorzu-

schlagen. 

Die Berichterstatter des Industrie- und Umweltausschusses des Europä-

ischen Parlaments Claude Turmes (Grüne) und Michèle Rivasi (Grüne) 

haben nun zu diesem Kommissionsvorschlag Stellung bezogen. 

Der Berichtsentwurf sieht u. a. folgende Änderungen und Ergänzungen 

des Verordnungsentwurfs vor:   

 Anders als von der Kommission vorgeschlagen werden für die Zeit 

nach 2020 weiterhin verbindliche nationale Ausbauziele für die 

Erneuerbaren Energien vorgesehen. Für die EU insgesamt wird das 

2030-Ziel von 27 % auf "mindestens 45 %" angehoben. 

 Sogenannte „renewables projects of Energy Union inte-

rest“ werden eingeführt. Diese von mindestens zwei Mitgliedstaa-

ten gemeinsam zu realisierenden Erneuerbare-Energien-Projekte 

sollen von beschleunigten Genehmigungsverfahren profitieren 

und bei der Vergabe von europäischen und nationalen Fördermit-

teln bevorzugt werden. Die Projekte würden von regionalen Län-

dergruppen vorgeschlagen werden. Die Europäische Kommission 

wäre dann anschließend dafür zuständig bis 2020 eine Liste der 

„renewables projects of Energy Union interest“ zu verabschieden.   

 Der governance-Verordnungsentwurf der Europäischen Kommissi-

on sieht vor, dass Mitgliedstaaten, die nicht ausreichend zur Errei-

chung des europäischen Erneuerbaren-Ziels von 27 % bis 2030 

beitragen, entscheiden können, Kompensationszahlungen an eine 

auf Unionsebene einzurichtende „Finanzierungsplattform“ zu leis-

ten. Die Berichterstatter des EP wollen, dass diese Mittel zur För-

derung von „renewables projects of Energy Union interest“ einge-

setzt werden. 

 Für die Zeit 2021 - 2030 wird ein verbindliches Einsparziel für den 

Primär- und Endenergieverbrauch der EU festge-
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legt. Das Zielniveau für die EU wird von 30 % auf "mindestens 40 

% erhöht". Auch jeder Mitgliedstaat soll einen verbindlichen Ein-

sparpfad mit jährlichen Zielmarken zwischen 2021 und 

2030 festlegen. 

Zum weiteren Verfahren: Der Berichtsentwurf wurde am 21. Juni in 

einer gemeinsamen Sitzung des Industrie- und des Umweltausschusses 

diskutiert. Die finale Abstimmung in den Ausschüssen ist im Oktober 

vorgesehen. 

Die Europaparlamentarier müssen sich anschließend mit den Mitglied-

staaten im Rat einigen. Letztere haben sich im Oktober 2014 klar ge-

gen national verbindliche Ziele für EE und Energieeffizienz ausgespro-

chen. In der am 26. Juni verabschiedeten Ratsposition ist ebenfalls 

nicht mehr von einem verbindlichen Ziel die Rede.  

Wichtig ist auch, dass die Frage des Zielniveaus für den Erneuerbaren-

Ausbau und deren europäische und nationale Verbindlichkeit in der EE-

Richtlinie geklärt werden. Der Berichterstatter José Blanco Lopez (S&D) 

fordert wie Claude Turmes und Michèle Rivasi ein höheres Ziel für 

die EU und die Festlegung national verbindlicher Ziele für jeden Mit-

gliedstaat.   

Der DIHK unterstützt die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der 

Mitgliedstaaten beim Ausbau der erneuerbaren Energien grundsätzlich, 

da dieser zu Effizienzsteigerungen führen kann. Auf eine staatliche 

Förderung sollte jedoch so rasch wie möglich verzichtet werden. Auf-

grund der letzten Ausschreibungsergebnisse in Deutschland, insbeson-

dere für Wind Offshore, stellt sich sowieso die Frage, wie lange erneu-

erbare Energien tatsächlich noch eine Förderung benötigen. 

Von der Festlegung absoluter Energieeinsparziele auf EU- und mitglied-

staatlicher Ebene sollte nach Auffassung des DIHK abgesehen werden. 

Im Zentrum der Energieeffizienzpolitik sollte eine Steigerung der Ener-

gieproduktivität bzw. eine Verbesserung der Energieintensität stehen. 

Den Berichtsentwurf finden Sie hier. (JSch) 

 

 
 

Verlängerte Lebensdauer von Produkten 

Initiative des IMCO-
Ausschusses für Maßnahmen 
zur verlängerten Produktle-
bensdauer 

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz des Europäi-

schen Parlaments hat am 30. Mai 2017 über Maßnahmen zur verlän-

gerten Produktlebensdauer abgestimmt. Bereits Ende 2013 gaben ca. 

77 % der EU-Bürger laut einer Studie von Eurobarometer an, dass sie 

Produkte häufiger reparieren lassen würden, der Kauf eines neuen Pro-

dukts allerdings oft kostengünstiger sei.  

Der Grünen-Abgeordnete und Berichterstatter Pascal Durand hatte 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fNONSGML%2bCOMPARL%2bPE-604.777%2b01%2bDOC%2bPDF%2bV0%2f%2fDE
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einen Entwurf mit diversen Maßnahmen zur Ausweitung der Produkt-

lebensdauer erarbeitet, der nun zur Abstimmung stand. Die Abgeordne-

ten stimmten darin überein, dass Produkte generell so gestaltet sein 

sollten, dass sie robust und einfach zu reparieren sind. Dazu müsse die 

Garantie entsprechend angepasst werden, wenn die Reparaturzeit für 

ein Produkt die Dauer eines Monats überschreitet. Die Mitgliedstaaten 

sollten Anreize für nachhaltige Produkte schaffen sowie Reparatur-

möglichkeiten und Second-Hand-Verkäufe ausweiten. Komponenten, 

die für das Funktionieren eines Produkts unabdingbar sind (beispiels-

weise Batterien) sollten einfach zu ersetzen sein und Ersatzteile preis-

lich an die Qualität und Lebensdauer des Produkts angepasst werden. 

Hersteller sollten nach dem Willen der Abgeordneten zukünftig anzei-

gen, ob und wie lange Ersatzteile für das jeweilige Produkt verfügbar 

sind. Zudem sprechen sich die Abgeordneten für eine EU-weite Defini-

tion von geplanter Obsoleszenz aus sowie für die Ergreifung von gene-

rellen Maßnahmen, die diesem Problem entgegenwirken.  

Der Ausschuss einigte sich unter anderem auf eine freiwillige Kenn-

zeichnung zur Ausweisung der erwarteten Lebensdauer für Produkte, 

obwohl die Grünen dies als verpflichtend gefordert hatten. Die Ver-

pflichtung für einen bestimmten Zeitraum Ersatzteile zur Verfügung 

stellen zu müssen, wurde ebenso abgelehnt, wie eine Stärkung von 

gesetzlichen Garantiezeiten für Elektronikgeräte. Dies hatte der EU-

Umweltausschuss im April noch ausdrücklich gefordert.  

Über den vom Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ver-

abschiedeten Vorschlag wird am 3. Juli im Parlamentsplenum abge-

stimmt. Diese Entschließung ist unverbindlich. 

Pressemitteilung des Europäischen Parlaments. (LM) 

 

 
 

Neue Regelung für Weichmacher in Spielzeugen 

Veröffentlichung  
im EU-Amtsblatt 

Am 24. Mai wurde die Änderung des Anhang II der Spielzeug-Richtlinie 

im EU-Amtsblatt veröffentlicht. Künftig sollen Spielzeuge nur noch 

0,04 mg/l Bisphenol A (BPA) enthalten. Hintergrund für die Reduktion 

von BPA liegt in seiner hormonähnlichen Wirkung. Deshalb wird der 

Stoff u. a. verdächtigt, fortpflanzungsschädigende Wirkung zu besitzen. 

20 Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt tritt die Richtlinie in 

Kraft. 

Bis zum 25.11.2018 sollen alle Mitgliedstaaten die erforderlichen 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen und veröffentlichen. 

Richtlinie (EU) 2017/898 im Amtsblatt. (LM) 

 

http://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20170530IPR76313/making-durable-reparable-goods-for-consumers-and-tackling-planned-obsolescence
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017L0898&amp;from=DE
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Erweiterung des Anhangs XIV der REACH-

Verordnung 

Liste der zulassungspflichti-
gen Stoffe um 12 SVHC  
erweitert 

Die EU-Kommission hat 12 weitere besonders besorgniserregende Stof-

fe (SVHC) in den Anhang XIV (Verzeichnis der zulassungspflichtigen 

Stoffe) der REACH-Verordnung aufgenommen und im EU-Amtsblatt 

veröffentlicht. Ab bestimmten Stichdaten in 2020 und 2021 dürfen 

viele der Stoffe nur noch nach erfolgreicher Zulassung verwendet wer-

den. 

Bei den SVHCs handelt es sich z. B. um acht fortpflanzungsgefährdende 

Stoffe, die ab Juli 2020 verboten werden. Um diese SVHCs weiterhin 

nutzen zu können, müssen Unternehmen ein Zulassungsverfahren bei 

ECHA und EU-Kommission durchlaufen. Dies wird von Fall zu Fall ent-

schieden. Diese Beschränkungen erlauben keine generellen Ausnahmen 

für bestimmte Industrien oder Produkte, so wie es bei einigen Chemika-

lien der Fall war (z. B. bei flammhemmenden DecaBDE). 

Betroffen sind folgende Stoffe: 

 1-Brompropan (n-Propylbromid)  

 Diisopentylphthalat  

 1,2-Benzoldicarbonsäure, Di-C6-8-verzweigte Alkylester, C7-reich  

 1,2-Benzoldicarbonsäure, Di-C7-11-verzweigte und lineare Al-

kylester  

 1,2-Benzoldicarbonsäure, Dipentylester, verzweigt und linear  

 Bis(2-methoxyethyl)phthalat  

 Dipentylphthalat  

 n-Pentyl-isopentylphthalat  

 Anthracenöl  

 Pech, Kohlenteer, Hochtemp.  

 4-(1,1,3,3-tetramethylbutyl)phenol, ethoxyliert  

 4-Nonylphenol, verzweigt und linear, ethoxyliert  

Weitere Details zu den Stoffen gibt es hier. (LM) 

 

https://wm.ihk.de/display/UMW/Erweiterung+des+Anhangs+XIV+der+REACH-Verordnung
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Anlaufstellen-Leitlinien Nr. 10 über die Verbrin-

gung von Abfällen gemäß Artikel 18 der Verord-

nung (EG) Nr. 1013/2006 veröffentlicht 

Leitlinien gelten ab 12. Juli Das Bundesumweltministerium hat eine deutsche Übersetzung der 

Anlaufstellen-Leitlinien Nr. 10 über die Verbringung von Abfällen ge-

mäß Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 über die Verbrin-

gung von Abfällen auf seiner Webseite veröffentlicht. Die Leitlinien 

gelten ab dem 12. Juli 2017. (AR) 

 

Deutschland 

  Netzbetreiber legen Szenariorahmen für Gas-

netzausbau 2018 - 2028 vor 

Neue EU-Klimaziele  
werden berücksichtigt 

Die Betreiber der Gasfernleitungsnetze (FNB Gas) haben am 19. Juni 

den Szenariorahmen für den Gasbedarf bis 2028 vorgelegt. Im Szenari-

orahmen für den Netzentwicklungsplan Gas 2018 - 2028 werden aktu-

elle Entwicklungen berücksichtigt, die Auswirkungen auf den Gasbe-

darf, das Gasaufkommen und damit die notwendige Gasnetzentwick-

lung haben. Entwickelt werden zwei grundlegende Szenarien: Im Sze-

nario I wird von den beschlossenen EU-Energiezielen für 2030 (u. a. 30 

%-Effizienzziel) ausgegangen. Im Szenario II sinkt der Primärenergie-

verbrauch um 40 % und ein schnellerer Kohleausstieg wird unterstellt. 

Berücksichtigt werden für die Modellierung ab sofort die neuen EU-

Klimaziele, die geplante Pipeline Nord Stream II, ein LNG-Terminal in 

Brunsbüttel, die nochmals abgesenkte L-Gas-Förderung in den Nieder-

landen, höhere Speicherfüllstände und mehr Gaskraftwerke in Süd-

deutschland.  

Am 29. Juni fand zum Szenariorahmen ein Workshop der FNB Gas 

statt. Die Konsultation für Marktteilnehmer läuft bis zum 14. Juli, da-

mit im Herbst ein fertiger Entwurf an die Bundesnetzagentur abgege-

ben werden kann. (tb) 

 

 

http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Abfallwirtschaft/anlaufstellen_leitlinien_10_bf.pdf).%20Die%20Leitlinien%20gelten%20ab%2012.%20Juli%202017.
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Sektorkopplung: BMWi will mehr Strom durch 

Änderungen bei Abgaben- und Umlagensystem 

Auswertungsbericht zum 
Grünbuch Energieeffizienz 

Das Bundeswirtschaftsministerium hat die Ergebnisberichte zu den 

Konsultationen für das Grünbuch Energieeffizienz und das Papier 

Strom 2030 veröffentlicht. In seinen Handlungsempfehlungen zum 

Grünbuch bestätigt das BMWi den Ansatz "Efficiency First". Um die 

Energieeffizienz zu steigern und Sektorkopplung zu erreichen, sieht der 

Bericht die Notwendigkeit, das Abgaben- und Umlagesystem im Ener-

giebereich auf den Prüfstand zu stellen.  

Dass das Ziel dieser Umgestaltung aus BMWi-Perspektive vor allem die 

Sektorkopplung und der Klimaschutz durch Elektrifizierung ist, hat 

Staatssekretär Baake kürzlich auf einer Veranstaltung der Kanzlei BBH 

deutlich gemacht. Dazu gehörten im Wärmemarkt höhere energetische 

Standards im Gebäudebereich, so dass hier schon kurzfristig keine 

Heizungen mit fossilen Brennstoffen eingebaut werden und generell ab 

2030 auf neue Öl- und Gasheizungen verzichtet wird. Gleiches gilt im 

Verkehr. Hier dürften ebenso ab 2030 nur noch emissionsfreie, vor-

nehmlich elektrisch betriebene, Fahrzeuge zugelassen werden.  

Im Auswertungsbericht sind die Schlüsse für weitere Handlungsoptio-

nen der künftigen Bundesregierung wie folgt formuliert: 

 Der Dreiklang aus Efficiency First, direkter Erneuerbaren-Nutzung 

und die Nutzung von EE-Strom für die weiteren Bedarfe bleibt er-

halten. 

 Bevor auf mehr Sektorkopplung gesetzt wird, sollen in Wärme und 

Verkehr mehr erneuerbare Energien direkt eingesetzt werden. 

 Die Einführung eines Energieeffizienzgesetzes mit verbindlichen 

Zielen wird weiter geprüft. 

 Für die Operationalisierung des Prinzips Efficiency First ist ein 

Bewertungsmaßstab für die ökonomische Abwägung zwischen Ef-

fizienzmaßnahmen und EE-Ausbau nötig. Damit wird Efficiency 

First nicht mehr bedingungsloser Vorrang eingeräumt.  

 Die Förderkonzepte für Effizienz und Erneuerbare sollen langfristig 

in einen harmonisierten Förderansatz überführt werden (esrster 

Schritt: neue Förderstrategie). 

 Das BMWi sieht Handlungsbedarf bei den Instrumenten für die 

Effizienzpolitik. Instrumente der Preis- und Mengensteuerung 

werden geprüft. Darüber hinaus muss für die Sektorkopplung das 

System staatlich induzierter Preisbestandteile im Energiebereich 

weiterentwickelt werden, unter Verwendung von "CO2-

Steuerungsgrößen". 
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 Zur Verbesserung der Energieberatung wird das BMWi eine Bera-

tungsstrategie vorlegen. 

 Einen neuen Anlauf für die steuerliche Förderung der energeti-

schen Gebäudesanierung erachtet das BMWi als sinnvoll. 

 Für eine kostenoptimale Sektorkopplung soll die Energieinfra-

struktur (v. a. Netze) stärker integriert betrachtet und weiterent-

wickelt werden. 

Den Ergebnisbericht zum Grünbuch finden Sie unter folgendem Link.  

(tb, MBe) 

 

 
 

Bundesrat stimmt Ladesäulenverordnung zu 

Weitere Standards zu  
Authentifizierung, Zugäng-
lichkeit und Abrechnung 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 12. Mai der von der Bundesre-

gierung vorgelegten Änderung der Ladesäulenverordnung zugestimmt. 

Mit dem Beschluss wird das öffentliche Laden von Elektrofahrzeugen 

ohne festen Liefervertrag geregelt. 

Betreiber öffentlicher Ladepunkte müssen ein sogenanntes punktuelles 

Laden, also ohne Vertrag, u. a. über Bar- oder Kartenzahlung ermögli-

chen. Ausgenommen davon werden Ladepunkte mit weniger als 3,7 kW 

Ladeleistung, einschließlich Ladepunkten in Lichtmasten. Diese erste 

Änderung der Verordnung aus dem Jahr 2016 ergänzt Standards hin-

sichtlich Authentifizierung, Zugänglichkeit und Abrechnung an der 

Ladesäule. Die Verordnung setzt einen Teil der EU-Richtlinie über den 

Aufbau von Infrastruktur für alternative Kraftstoffe (AFID) um. (tb) 

 

 
 

BNetzA gibt grünes Licht für süddeutsche ÜNB-

Kraftwerke 

Umfang aber nur 1,2 GW Die seit dem Strommarktgesetz vorgesehenen Gaskraftwerke zur Siche-

rung der Versorgungssicherheit nach Abschaltung der letzten Kern-

kraftwerke dürfen von den Übertragungsnetzbetreibern (ÜNB) gebaut 

werden. Die Bundesnetzagentur hat dafür am 31. Mai grünes Licht 

gegeben und die Notwendigkeit der Anlagen bestätigt. Allerdings hat 

sie den Umfang von 2 auf 1,2 MW gekürzt. Die Regelung steht noch 

unter dem Genehmigungsvorbehalt der EU. 

Hintergrund ist, dass bis Ende 2022 5 GW Leistung aus Kernkraft in 

Süddeutschland wegfallen und die HGÜ-Leitungen erst bis 2025 fertig-

gestellt sein werden. Daher sieht die Behörde Bedarf für zusätzliche 

Sicherungsmaßnahmen im Übergangszeitraum. Die Anlagen sollen auf 

mehrere Standorte verteilt werden.  Die Kraftwerke dürfen nur außer-

https://www.gruenbuch-energieeffizienz.de/fileadmin/redaktion/Energieeffizienz/Auswertungsbericht_Gru%CC%88nbuch_Energieeffizienz.pdf
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halb der Strommärkte zur Netzstabilisierung eingesetzt werden. 

Den zugehörigen Bericht der Bundesnetzagentur finden Sie hier. (Bo, 

Fl) 

 

 
 

BNetzA derzeit zufrieden mit Ausgleichsenergie-

preissystem 

Starker Anreiz zur  
Bilanzkreistreue gegeben 

Die Bundesnetzagentur (BNetzA) vertritt die Auffassung, dass sich das 

Ausgleichsenergiepreissystem bewährt hat und daher derzeit keine 

Überarbeitung notwendig ist. Dies teilte die Beschlusskammer 6 am 8. 

Juni mit. Bilanzkreisverantwortliche müssen bezahlen, wenn sie Re-

gelenergie aufgrund eines über- bzw. unterspeisten Bilanzkreises benö-

tigen.  

Durch die Kopplung von Ausgleichsenergiepreis und Börsenpreis beste-

he ein starker Anreiz zur Bilanzkreistreue. Aufgrund der Kopplung wird 

vermieden, dass es für einen Bilanzkreisverantwortlichen günstiger sein 

kann, statt durch Handel an der Börse oder bilateral Ausgleichsenergie 

bei Über- oder Unterdeckung des eigenen Bilanzkreises in Anspruch zu 

nehmen. Weiter teilte die Beschlusskammer mit, dass sich die Deckung 

der Bilanzkreise deutlich verbessert habe: So seien die Viertelstunden 

mit niedrigem Regelenergiesaldo, d. h. zwischen -500 MW und +500 

MW signifikant gestiegen. Genauere Angaben wurden nicht veröffent-

licht.  

Die Beschlusskammer möchte daher vorerst das derzeitige System der 

Ausgleichsenergiepreise beibehalten. Ab dem kommenden Jahr werden 

sich voraussichtlich sowieso Änderungen aufgrund europarechtlicher 

Harmonisierungen ergeben. 

Die Mitteilung der BNetzA finden Sie hier. (Bo, Fl) 

 

 
 

Deutschland und Dänemark einigen sich beim 

grenzüberschreitenden Stromhandel 

Mindesthandelskapazität  
soll gewährleistet werden 

Der Stromhandel mit Deutschlands nördlichem Nachbarland soll ge-

stärkt werden. Darauf haben sich die Energieministerien und die beiden 

Regulierungsbehörden Mitte Juni geeinigt. Bestehende Netzengpässe 

sollen beseitigt werden, damit die grenzüberschreitenden Leitungen 

künftig in vollem Umfang dem Stromhandel zur Verfügung stehen. 

Vereinbart wurde eine Mindestkapazität, die jährlich erhöht werden 

soll.  

https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/Unternehmen_Institutionen/Versorgungssicherheit/Berichte_Fallanalysen/BNetzA_Netzstabilitaetsanlagen13k.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Service-Funktionen/Beschlusskammern/1BK-Geschaeftszeichen-Datenbank/BK6-GZ/2015/2015_0001bis0999/BK6-15-012/Mitteilung_vom_08_06_2017.html?nn=269594
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Konkret bedeutet das: 

 Ab Juli 2017 gilt eine Mindestkapazität, die bis November 2017 

auf 400 MW ansteigt.  

 2018 soll sie dann 700 MW betragen. 

 Zwischen Januar und März 2019 soll sie auf 900 MW steigen und 

danach auf 1.000 MW. 

 Ab 2020 soll eine Mindestkapazität von 1.100 MW gelten. 

Liegen die tatsächlich verfügbaren Netzkapazitäten unter den Min-

desthandelskapazitäten wird ein Gegengeschäft organisiert, um ein 

Minimum an Stromhandel sicherzustellen, ohne die Netze zu überlas-

ten. 

Zum Vergleich: 2016 konnten durchschnittlich nur 200 MW für den 

Stromhandel genutzt werden, wie das dänische Energieministerium 

mitteilte. 

Beide Länder gehen davon aus, dass die Maßnahme höchstens 40 Mio. 

Euro kosten wird. Sollten sie höher ausfallen, wurde vereinbart, eine 

gemeinsame Lösung zu finden. Hintergrund ist, dass aufgrund inner-

deutscher Netzengpässe derzeit nur wenig Strom zwischen beiden 

Ländern gehandelt werden konnte.  

Die Pressemitteilung des BMWi dazu finden Sie hier. (Bo, Fl) 

 

 
 

PV-Auktion endet mit weiterem Preisrutsch 

Teilnahme von Ackerflächen 
in Süddeutschland 

Auch die siebte Auktionsrunde für Photovoltaikanlagen (PV) brachte 

einen weiteren deutlichen Rückgang des Zuschlagswerts: Mengenge-

wichtet lag dieser bei 5,66 Cent/kWh nach 6,58 Cent/kWh in der vor-

herigen Runde. Das höchste bezuschlagte Gebot von 5,9 Cent/kWh lag 

unter dem niedrigsten Gebot der vergangenen Runde. Neben gesunke-

nen Modulpreisen war vor allem die erstmalige Teilnahme von Acker-

flächen an der Ausschreibungsrunde entscheidend.   

Baden-Württemberg und Bayern hatten kürzlich Verordnungen erlas-

sen, die die Teilnahme von Ackerflächen in benachteiligten Gebieten 

zulässt. 18 bayerische und ein baden-württembergisches Projekt auf 

Ackerflächen erhielten folgerichtig auch einen Zuschlag. Diese Projekte 

konnten 124 von 201 MW auf sich vereinen.  

Insgesamt wurden 133 Gebote mit zusammen 646 MW eingereicht. 

Auch diese Runde war damit deutlich überzeichnet. Erfolgreiche Bieter 

haben nun bis zum 3. Juli Zeit, ihre Zweitsicherheit zu leisten. Andern-

falls erlischt der Zuschlag. (Bo) 

 

https://via.ritzau.dk/pressemeddelelse/dansk-tysk-aftale-om-at-abne-graensen-for-handel-med-strom?publisherId=9426318&releaseId=11029884
http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2017/20170614-deutschland-und-daenemark-einigung-auf-stromhandel.html


 

06 | 25 
03.07.2017 

 

 
 

Windverband veröffentlicht Hintergrundpapier 

zur ersten Ausschreibungsrunde onshore 

Aussetzung der Sonderrege-
lungen für Bürgerenergie 
möglich 

Die erste Runde der Ausschreibungen für Windenergie an Land vom 1. 

Mai war mit einer Überraschung zu Ende gegangen: Über 90 Prozent 

der Zuschläge gingen an sog. Bürgerenergiegesellschaften. Der Bundes-

verband Windenergie hat sich von der Deutschen Windguard eine 

Kurzanalyse erstellen lassen, welche Bundesländer und Landkreise  

Zuschläge erhalten haben und wie der Genehmigungsstand ist. 

Die wichtigsten Ergebnisse: 

 Ein erfolgreiches Gebot vereinigt im Schnitt 3,2 Windanlagen auf 

sich. 

 Zwei Bieter erhielten jeweils drei Zuschläge. 

 82 Prozent der Zuschläge gingen nach Niedersachsen, Branden-

burg, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen. Allein 26 Pro-

zent nach Niedersachsen. 

 Bei 70 Prozent der bezuschlagten Anlagen hat das Genehmi-

gungsverfahren noch nicht begonnen. Dabei handelt es sich aus-

schließlich um Bürgerenergieanlagen, da andere Investoren nur 

mit einer erteilten Genehmigung an der Ausschreibung teilneh-

men konnten. 

 Lediglich 26 von 224 bezuschlagten Anlagen sind bereits geneh-

migt. 

Die Kurzanalyse finden Sie hier. 

Die hohe Anzahl an Zuschlägen ohne Genehmigung hat unterdessen 

die politische Debatte in Berlin über die Zukunft der Sonderregelungen 

für Bürgerenergiegesellschaften befeuert. Daher wird derzeit im Rah-

men der Verhandlungen über das Mieterstromgesetz diskutiert, diese 

Regelungen zumindest übergangsweise auszusetzen. Eventuell gibt es 

im Rahmen der Verhandlungen über das Mieterstromgesetz hierzu 

noch Änderungen. Auch der Bundesrat hatte in seiner Sitzung am 2. 

Juni auf Antrag Baden-Württembergs beschlossen, die Bundesregie-

rung um Prüfung zu bitten, ob die derzeitige Regelung angepasst wer-

den muss. Ohne Anpassung befürchtet er in den Jahren 2019 und 2020 

einen Auftragsmangel für den deutschen Maschinen- und Anlagenbau 

und ein Verfehlen des Ausbaukorridors von 40 bis 45 Prozent EE-Strom 

bis 2025. (Bo) 

 

https://www.wind-energie.de/presse/pressemitteilungen/2017/erweitertes-hintergrundpapier-zu-ausschreibungen-wind-land
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2017/0301-0400/347-17(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2017/0301-0400/347-17(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
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CO2-Mindestpreis mit massiven Auswirkungen 

Gas würde Kohle in der  
Merit Order verdrängen 

Der Vorschlag des französischen Präsidenten Emmanuel Macron, einen 

CO2-Mindestpreis im europäischen Emissionshandel von 30 Euro pro 

Tonne einzuführen, würde die Erreichung der Klimaschutzziele be-

schleunigen, aber einen deutlichen Strompreisanstieg bringen. Der 

durchschnittliche deutsche Großhandelspreis würde sich um 15 Eu-

ro/MWh auf 50 Euro/MWh erhöhen, weil Gas- und Kohlekraftwerke 

ihren Platz in der Merit Order tauschen würden.  

Grund dafür ist, dass die durchschnittlichen Kosten eines Kohlekraft-

werks von 35 auf 55 Euro/MWh stiegen, bei Gaskraftwerken wäre der 

Anstieg von 39 auf 47 Euro/MWh jedoch geringer. Durch die stärkere 

Gasverstromung sänken die CO2-Emissionen in Deutschland um 55 

Mio. Tonnen. Auswirkungen auf die Höhe der EEG-Umlage wurden 

nicht untersucht. Die Analyse von Pöyry Management Consulting sieht 

zudem erhebliche negative Folgen für die energieintensiven Branchen 

in Deutschland und die Versorgungssicherheit in Ländern mit einem 

hohen Kohleanteil, wenn viele Kohlekraftwerke aus dem Markt gehen 

würden. (Bo, AR) 

 

 
 

Konsultation zum BNetzA-Leitfaden Einspeise-

management 3.0 

Derzeit aber keine Änderung 
bei der Abschaltreihenfolge 

Die Bundesnetzagentur hat eine Fassung 3.0 des Leitfadens zum Ein-

speisemanagement zur Konsultation bis zum 31. August 2017 vorge-

legt. Überarbeitet worden sind die Kapitel zur Berechnung der Höhe der 

Entschädigungszahlungen und deren Berücksichtigung bei den Strom-

netzentgelten. 

Das Einspeisemanagement dient der Entlastung von Netzen, soweit 

Netzengpässe nicht durch andere Maßnahmen, insbesondere die Abre-

gelung konventioneller Kraftwerke, ausreichend aufgelöst werden kön-

nen. Anlagenbetreiber haben im Gegenzug einen Anspruch auf Ent-

schädigung gegenüber ihren Anschlussnetzbetreibern. Gesetzliche 

Grundlagen für die Abregelung von EE- und KWK-Anlagen und deren 

Entschädigung sind § 13 Abs. 2, 3 S. 3 EnWG i.V.m. §§ 14, 15 EEG, für 

KWK-Anlagen i.V.m. § 3 Abs. 1 S.3 KWKG. 

Die von der BNetzA vorgeschlagenen Ergänzungen und Anpassungen 

im Leitfaden betreffen in erster Linie die Methoden zur Ermittlung der 

Entschädigungszahlungen für Erneuerbare- und KWK-Anlagen in der 

Direktvermarktung. Im Entwurf der Bundesnetzagentur werden folgen-

de Eckpunkte für die Entschädigung definiert: 
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 Bei der Direktvermarktung kann nur die Marktprämie als entgan-

gene Einnahme angesetzt werden. 

 Je nach Art des bilanziellen Ausgleichs können auch Ansprüche 

aus Bilanzkreisabweichungen entstehen, die vom Netzbetreiber 

und nicht vom Betreiber der Anlage oder dem Direktvermarkter zu 

verantworten sind. Die Kosten des bilanziellen Ausgleichs sind 

dem Grunde nach als zusätzliche Aufwendungen nach § 15  Abs. 

1 EEG zu entschädigen. Die Anlagenbetreiber müssen ihre Ansprü-

che aber detailliert nachweisen. Die BNetzA schlägt daher vor, 

ein vereinfachtes Verfahren zur Bestimmung des anerkennungsfä-

higen Ausgleichsenergiepreises zu etablieren. 

 Der Entschädigungsanspruch umfasst alle Zahlungen, die der 

Betreiber nicht erlangt, einschließlich der Erlöse aus der Wärme-

vermarktung und (im Fall von KWK) Zuschläge wie die vermiede-

nen Netzentgelte. 

 Entgangene Wärmeerlöse fallen nur bei einer Verminderung bzw. 

Unterbrechung des Wärmeabsatzes an. Eine Ersatzwärmeversor-

gung ist hingegen nicht anrechenbar. 

 Die entschädigte Ausfallarbeit ist bei der Ermittlung 

der Vollbenutzungsstunden in Ansatz zu bringen. Ohne Anrech-

nung der Ausfallarbeit auf die zuschlagsberechtig-

ten Vollbenutzungsstunden der KWK-Anlage liegt kein erstat-

tungsfähiger Schaden vor, da die Einnahmen nicht entgehen, son-

dern später nachgeholt würden. 

Die Empfehlungen des Leitfadens zur Abschaltreihenfolge im Fall des 

Einspeisemanagements (Kapitel 1) sollen zunächst unverändert bleiben 

und erst zu einem späteren Zeitpunkt überarbeitet werden. Nach Ein-

schätzung des DIHK sollte eine Anpassung der Festlegung der Ab-

schaltreihenfolge möglichst zeitnah diskutiert werden. Die Orientierung 

an den bereits 2011 in der Version 1.0 des Leitfadens beschriebenen 

Empfehlungen kann mitunter dazu führen, dass einzelne Anlagen im 

Vergleich zu anderen vergleichbaren Anlagen in einer Region häufiger 

abgeschaltet werden und für die betroffenen Anlagenbetreiber ein 

besonders hoher Aufwand für die Einforderung von Entschädigungs-

zahlungen entsteht. Zudem werden mit der KWK-

Ausschreibungsverordnung auch Vorgaben zur Abschaltreihenfolge 

geändert, auf die der Leitfaden zeitnah reagieren sollte. 

Der Entwurf des "Leitfadens Einspeisemanagement 3.0" steht bis zum 

31. August 2017 zur Konsultation. 

Weitere Informationen finden Sie auf der Internetseite der BNetzA 

unter folgendem Link. (Bo, Fl) 

 

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/ErneuerbareEnergien/Einspeisemanagement/einspeisemanagement-node.html
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BMWi legt Ergebnispapier „Strom 2030“ vor 

Rolle von Strom für  
die Energiewende 

Im September 2016 hatte des Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) 

mit Vorlage eines Impulspapiers "Strom2030" einen Diskussionsprozess 

zur künftigen Rolle des Strombereichs für die Energiewende eröffnet. 

Auf Grundlage der erfolgten Konsultationen, an denen sich auch der 

DIHK beteiligt hat, hat das BMWi nun ein Ergebnispapier vorgelegt. Im 

Impulspapier vom September 2016 wurden zwölf langfristige Trends 

für die Energiewende im Strombereich beschrieben. Daraus werden in 

dem nun vorgelegten Ergebnispapier unter Berücksichtigung einer in 

den letzten Monaten erfolgten Diskussion und Konsultation Aufgaben 

für die kommenden Jahre formuliert. 

Die wesentlichen Ansatzpunkte sind nach Auffassung des BMWi die 

Sektrenkopplung, die Flexibilisierung des Stromsystems, der Netzaus-

bau, die Vollendung des europäischen Strombinnenmarktes und eine 

gemeinsame europäische Bewertung der Versorgungssicherheit. 

Um die Kopplung der Sektoren Strom, Wärme und Verkehr voranzu-

bringen, sollen die Kostennachteile des Einsatzes von Strom im Bereich 

Verkehr und Wärme verringert werden. Dies soll aber nicht über neue 

Ausnahmetatbestände für Wärmepumpen, Elektroautos, Power-to-X 

etc., sondern eine Reform der Umlage- und Entgeltsystematik erfolgen. 

Gleichzeitig sollen bestehende Flexibilitätshemmnisse abgebaut wer-

den, um allen Technologien gleiche Ausgangsbedingungen für die 

Marktteilnahme zu ermöglichen. Beispiele für Hemmnisse sind der 

Zugang zu Regelenergiemärkten und die bisherige Netzentgeltsystema-

tik.  

Ein weiterer Schwerpunkt ist der Netzausbau: Bund, Länder und Kom-

munen sollen gemeinsam für den Netzausbau einstehen und Maßnah-

men, die den erforderlichen Netzausbau reduzieren, stärker in der 

Netzplanung berücksichtigt werden. Auch soll der Ausbau von Wärme-

netzen vorangetrieben werden. 

Auf europäischer Ebene soll die Integration der europäischen Märkte 

vorangebracht werden: Dies gilt sowohl für die erforderlichen Anpas-

sungen der regulatorischen Rahmenbedingungen für die Marktgestal-

tung als auch für eine europäische Bewertung der Versorgungssicher-

heit. Beginnend mit den heute schon bestehenden regionalen Koopera-

tionen, soll die Bewertung der Versorgungssicherheit europäisch erfol-

gen. Voraussetzung ist nicht nur die Festlegung eines gemeinsamen 

Zielniveaus, sondern auch, dass Erzeugungskapazitäten im Ernstfall 

grenzüberschreitend zur Verfügung stehen. 

Mit Blick auf das Energiekonzept und den Klimaschutzplan 2050 steht 

die schrittweise Verringerung der CO2-Emissionen von Kohlekraftwer-

ken und zugleich die Entwicklung von Zukunftsperspektiven für die von 

einem Kohleaussteig betroffenen Regionen im Mittelpunkt. Darüber 
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hinaus wird eine Stärkung der CO2-Preisanreize im europäischen ETS 

angestrebt, wobei das BMWi das ETS scheinbar vorwiegend als unter-

stützendes Instrument für die Erreichung nationaler Klimaziele inter-

pretiert. 

Die im Ergebnispapier formulierten Zielsetzungen entsprechen im We-

sentlichen der Positionierung des DIHK. Allerdings sind zentrale Frage-

stellungen, wie die Abschätzung der Kosten auch im Vergleich zu alter-

nativen Instrumenten, die Anforderungen an die Erneuerbaren für eine 

bessere Marktintegration und die Stärkung der Akzeptanz für den 

Netzausbau, zu wenig berücksichtigt. (Fl) 

 

 
 

Naturschutz und Energiewende 

Fünf Punkte von BMUB  
und BfN 

Bundesumweltministerium (BMUB) und Bundesamt für Naturschutz 

(BfN) haben am 23. Juni 2017 fünf Leitlinien vorgestellt, um eine kom-

plett erneuerbare Energieversorgung naturverträglich zu ermöglichen. 

Besonders hervorgehoben wurde das Kriterium der Energieeffizienz und 

der Ausbau gebäudenaher Anlagen (PV auf Dächern und Fassaden, 

Wärmepumpen etc.). 

Die Energiewende führt auch nach Einschätzung von BMUB und BfN zu 

Zielkonflikten mit dem Naturschutz, zugleich sei der Erhalt der biologi-

schen Vielfalt ohne Klimaschutz nicht möglich. Im Genehmigungsrecht 

erfolgt bereits eine Berücksichtigung von Naturschutzaspekten. Das im 

letzten Jahr gegründete "Kompetenzzentrum Naturschutz und Ener-

giewende" soll zu einer verbesserten Anwendung in der Praxis beitra-

gen und einer Instrumentalisierung des Naturschutzrechts als Verhin-

derungsinstrument entgegenwirken.  

Die folgenden Punkte sind Anforderungen von BMUB und BfN an die 

grundsätzliche Ausrichtung der Energiewende, um bereits auf dieser 

Ebene Naturschutzaspekte zu berücksichtigen. 

 Effizienz: Die Flächen, um EE-Anlagen naturverträglich auszubau-

en, sind begrenzt. Das Prinzip "Efficiency first" dient auch der 

Schonung von Natur und Landschaft. 

 Erneuerbare Energien am Gebäude: Die Nutzung von Erneuerbaren 

an Gebäuden ist vorzugswürdig, da sie kaum zu neuen Flächenin-

anspruchnahmen führt. 

 Windenergie an Land und auf See: Erfahrungen für einen scho-

nenden und standortoptimierten Ausbau nutzen. 

 Bioenergie aus Rest- und Abfallpotenzialen:  Bioenergie wird in 

Zukunft verstärkt als Rohstoff genutzt, eine energetische Nutzung 

steht damit zunehmend im Wettbewerb mit anderen ggf. höher-
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wertigen Nutzungen. 

 Naturverträgliche und klimawandelsichere Wasserkraft: Ein ver-

ändertes Wasserangebot in Folge des Klimawandels kann im kon-

kreten Fall eine Neubewertung von Energieertrag und Eingriff in 

die Natur rechtfertigen.  

Das Fünf-Punkte-Papier zu Naturschutz und Energiewende ist unter 

folgendem Link auf der Internetseite des BMUB verfügbar. (Fl) 

 

 
 

Endspurt bei der Abfallgesetzgebung 

Dokumentationsaufwand  
für Gewerbeabfall steigt 

Zum 1. Juni traten in Kraft die novellierte Abfallbeauftragtenverord-

nung, die neue Entsorgungsfachbetriebeverordnung und die Streichung 

der Heizwertklausel im Kreislaufwirtschaftsgesetz. Die novellierte Ge-

werbeabfallverordnung tritt am 1. August 2017 und das neue Verpa-

ckungsgesetz nach der Verkündung am 1. Januar 2019 in Kraft. 

1. Mit der neuen Abfallbeauftragenverordnung müssen mehr Unter-

nehmen als bisher insbesondere bei den produktbezogenen Regelungen 

(u. a. Elektrogeräte, Verpackungen) einen gesetzlichen Abfallbeauftrag-

ten bestellen. 

2. Die neue Entsorgungsfachbetriebeverordnung führt zu einer höheren 

behördlichen Überwachung. 

Beide Verordnungen sind im Bundesgesetzblatt (BGB) Teil I Nr. 58 v. 

07.12.2016 als Artikelverordnung veröffentlicht worden. 

3. Mit der Streichung der Heizwertklausel muss statt der bisher vermu-

teten Gleichstellung der stofflichen und energetischen Verwertung ein 

Vorrang der stofflichen gegenüber der energetischen Verwertung nach-

gewiesen bzw. durch gesetzliche Vorgaben angeordnet werden. 

Das „Gesetz zur Änderung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und des 

Elektro- und Elektronikgerätegesetzes“ wurde am 30.03.2107 im BGB 

Teil I Nr. 15 veröffentlicht. 

Hinweis: Nach Artikel 2 Änderung des Elektro- und Elektronikgerätege-

setzes können Verstöße gegen die Rücknahmepflicht des Handels ab 

dem 01.06.2017 mit bis zu 100.000 Euro Ordnungsgeld geahndet wer-

den. 

4. Die neue Gewerbeabfallverordnung führt insbesondere bei den Ab-

fallerzeugern zu einem höheren Dokumentationsaufwand für die be-

triebliche Getrennthaltung von insgesamt sieben Fraktionen. 

Die Gewerbeabfallverordnung wurde am 21.04.2107 im BGB Nr. 22 

veröffentlicht und tritt am 01.08.2017 in Kraft. 

5. Das neue Verpackungsgesetz wurde am 12.05.2017 durch den Bun-

http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Naturschutz/5_punkte_energiewende_bf.pdf
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desrat abschließend verabschiedet und tritt nach der voraussichtlichen 

Verkündung im Juni 2017 am 01.01.2019 in Kraft. 

6. Mit der neuen POP-Abfallüberwachungs-Verordnung wird das zur-

zeit bestehende HBCD-Moratorium rechtsverbindlich geregelt. 

Nach Kabinettsbeschluss am 7. Juni 2017 und Zustimmung des Bun-

desrates voraussichtlich am 7. Juli 2107 tritt die VO nach der Verkün-

dung noch in diesem Jahr in Kraft. (AR) 

 

 
 

Kabinett beschließt am 7. Juni 2017 den Ent-

wurf der POP-Abfall-Überwachungs-Verordnung 

20-Tonnengrenze im Sam-
melentsorgungsnachweis  
entfällt 

Die in Artikel 1 (POP-Abfall-Überwachungs-Verordnung) § 4 (Nach-

weispflichten) Abs. 1 Satz 3 in § 9 Nachweisverordnung enthaltene 20-

Tonnengrenze im Sammelentsorgungsnachweis entfällt, wie vom DIHK 

gefordert. Der zustimmungspflichtige Bundesrat stimmt voraussichtlich 

am 7. Juli 2017 zu. Damit tritt die VO noch in diesem Jahr in Kraft und 

das derzeitige HBCD-Moratorium gilt dann rechtsverbindlich weiterhin. 

(AR) 

 

 
 

Rückführungspflicht von IED-Anlagen 

Arbeitshilfe veröffentlicht Nach der Zustimmung der Umweltministerkonferenz am 6. Juni haben 

die Bundes/Länder-Arbeitsgemeinschaften für Boden (LABO), Immissi-

onsschutz (LAI) und Wasser (LAWA) eine Arbeitshilfe zur Rückfüh-

rungspflicht nach Industrieemissions-Richtlinie (IE-Richtlinie) veröf-

fentlicht. Sie ergänzt die Arbeitshilfen zur Auslegung der Richtlinie in 

Deutschland. 

Nach der allgemeinen Arbeitshilfe zur Umsetzung der IE-Richtlinie in 

Deutschland aus dem Jahr 2014 veröffentlichte die Ad-hoc-

Arbeitsgruppe 2015 eine lange diskutierte Auslegung der Pflicht zum 

Erstellen eines Ausgangszustandsberichts (§ 10 Abs. 1a BImSchG) für 

Anlagen nach der IE-Richtlinie (IED-Anlagen). Die jetzt veröffentlichte 

Arbeitshilfe legt wiederum die in § 5 Absatz 4 BImSchG verankerte 

Pflicht zur Rückführung des Anlagengrundstücks nach Einstellung des 

Betriebs von IED-Anlagen in den Ausgangszustand aus. 

Alle Arbeitshilfen können auf der Website der LAI heruntergeladen 

werden: http://www.lai-immissionsschutz.de/ (HAD) 

 

http://www.lai-immissionsschutz.de/
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Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz in Kraft getreten 

Umweltverbandsklage  
ausgedehnt 

Am 1. Juni 2017 ist das Gesetz zur Anpassung des Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetzes in Kraft getreten. Damit wird das Recht zur 

Umweltverbandsklage auf Pläne und Programme ausgedehnt, bei denen 

eine Pflicht zur Durchführung einer Strategischen Umweltprüfung 

bestehen kann. Dazu gehören beispielsweise Luftreinhalte-, Abfallwirt-

schafts- oder Verkehrsentwicklungs- sowie Bebauungs- und Flächen-

nutzungspläne. Zusätzlich erstreckt sich das Klagerecht nun auch auf 

Verwaltungsakte, bei denen umweltrechtliche Vorschriften Anwendung 

finden. Dazu sollen insbesondere Entscheidungen über die Zulassung 

und die Überwachung von Industrieanlagen oder Infrastrukturmaß-

nahmen zählen, die unter die UVP- oder IED-Richtlinie fallen.  

Besonders umstritten war die Abschaffung der vom Europäischen Ge-

richtshof als in weiten Teilen für unzulässig bewerteten Präklusion. 

Diese schloss die Verbandsklage für solche Einwendungen aus, die nicht 

auch im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung vorgebracht wurden. 

Mit der Abschaffung dieser Regelung können Umweltverbände nun bis 

zu einem Jahr nach Bekanntwerden der Entscheidungen Widerspruch 

oder Klage einreichen. Für Verwaltungsakte wurde vom Bundestag 

zusätzlich eine Verfristung von Einwendungen nach zwei Jahren unab-

hängig vom ihrer Bekanntmachung ergänzt. Das Gesetz kann unter 

diesem Link im Bundesanzeiger eingesehen werden. (HAD)  

 

 
 

Bundestag beschließt Novelle des Bundesnatur-

schutzgesetzes 

Anpassung an aktuelle Ent-
wicklungen der Naturschutz-
politik 

Der Bundestag hat am 22. Juni die Novelle des Bundesnaturschutzge-

setzes (BNatschG) beschlossen. Am 7. Juli wird das Bundesratsplenum 

über das Gesetz entschieden.   

Der Novelle des BNatschG wurde mit einer Mehrheit von Union und 

SPD verabschiedet. Die Gesetzgebung soll an aktuelle Entwicklungen 

der Naturschutzpolitik angepasst werden. Damit wurden beispielsweise 

die Befugnis zur Erteilung von Ausnahmen auf Bundesbehörden sowie 

die Möglichkeit zur Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen (Er-

satz- und Ausgleichsmaßnahmen) auf die ausschließliche Wirtschafts-

zone von Nord- und Ostsee erweitert. Diese Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen können eine flexiblere Handhabung (z. B. für Offshore-

Windkraftanlagen) bedeuten. 

Trotz der Kritik aus der Wirtschaft wurden Höhlen und naturnahe Stol-

len in die Liste geschützter Biotope sowie eine Frist für den einzurich-

tenden Biotopverbund hinzugefügt. Dies kann aus Sicht des DIHK zu 

http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s1298.pdf
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einer Beeinträchtigung von Vorhaben der Rohstoffgewinnung oder dem 

Ausbau von Infrastruktur führen. 

Für die Wirtschaft bedeutend ist eine in § 44 vorgenommene Konkreti-

sierung der artenschutzrechtlichen Verbote im Hinblick auf Eingriffe in 

Natur und Landschaft (§ 44 BNatSchG, Absatz 5 Sätze 1 und 2). Da-

nach ist das Töten von Tieren zwar grundsätzlich verboten. Ein Verstoß 

liegt aber nicht vor, wenn das Tötungs- und Verletzungsrisiko einzelner 

Exemplare durch ein Vorhaben nicht signifikant erhöht wird und die 

Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten 

Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann. Damit wird ein in 

der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts bestätigtes Signi-

fikanzkriterium gesetzlich verankert. 

Der Bundesrat muss dem Gesetz noch zustimmen. (LM) 

 

 
 

Bundesrat beschließt 42. BImSchV 

Weitere Ausnahmen für  
Nassabscheider 

Der Bundesrat hat am 2. Juni 2017 die Verordnung über Verdunstungs-

kühlanlagen, Kühltürme und Nassabscheider mit 21 Maßgaben zur 

Änderung und zwei Entschließungen beschlossen. In den 21 Ände-

rungsanträgen finden sich unter anderem weitere Ausnahmen vom 

Anwendungsbereich für Nassabscheider (mit ausschließlich Frischwas-

ser im Durchlaufbetrieb) und Anlagen in Hallen sowie erweiterte Aus-

nahmegenehmigungen durch Behörden im Einzelfall und ein späteres 

Inkrafttreten der Anzeige von Anlagen (6 Monate nach Verkündung). 

Der Umweltausschuss setzte sich mit der Forderung durch, dass Anla-

genbetreiber eine hygienefachliche Inspektion (zukünftig durch Fach-

kundige gemäß VDI 2047 Blatt 2) bereits bei einer Unterbrechung des 

Nutzwasserkreislaufs von mehr als einer Woche durchführen müssen. 

Zu einer deutlichen Ausweitung der Überwachungsvorschriften kam es 

jedoch nicht. 

Die Bundesregierung wird den Maßgaben des Bundesrates voraussicht-

lich folgen. Anschließend kann die Verordnung formell verkündet wer-

den. Einen Monat nach Verkündung tritt sie in Kraft. 

Beschlussdrucksache und Verordnungsentwurf können in der Doku-

mentation des Bundesrates eingesehen werden.  (HAD) 

 

http://www.bundesrat.de/bv.html?id=0242-17
http://www.bundesrat.de/bv.html?id=0242-17
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Pfiffige Azubi-Projekte für den Klimaschutz 

Mittelstandsinitiative Ener-
giewende und Klimaschutz 
ehrt Energie-Scouts des  
Jahres 2017 

Bestenehrung mit Bundesministerin: 14 junge Auszubildende, die in 

ihren Unternehmen herausragende Projekte für mehr Energie- und 

Ressourceneffizienz realisiert haben, wurden am 28. Juni in Berlin für 

ihren Einsatz und ihre Ideen ausgezeichnet. 

Bundesumweltministerin Dr. Barbara Hendricks und Dr. Achim Dercks, 

stellvertretender Hauptgeschäftsführer des DIHK, überreichten den 

prämierten Energie-Scouts der Mittelstandsinitiative Energiewende und 

Klimaschutz im Haus der Deutschen Wirtschaft ihre Urkunden. 

Energie-Scouts sind speziell geschulte Auszubildende, die ihre Unter-

nehmen im klugen Umgang mit Energie unterstützen. Bei den Indust-

rie- und Handelskammern erwerben sie das erforderliche Energieeffizi-

enz-Know-how; in ihren Ausbildungsbetrieben übernehmen sie dann 

die Verantwortung für eigene Projekte. 

Insgesamt haben sich seit Anfang 2014 deutschlandweit rund 4.000 

Auszubildende aus weit über 1.000 Unternehmen zu Energie-Scouts 

qualifiziert. 

Bereits zum dritten Mal wurden 2017 die überzeugendsten Projekte 

ausgezeichnet; es sind insgesamt vier: 

 Der erste Preis geht an die Energie-Scouts der VEKA AG aus Sen-

denhorst: Niklas Heising, Oliver Krämer, Tim Schiewe und Stephan 

Werdelhoff erlernen die Berufe Elektroniker für Betriebstechnik, 

Verfahrensmechaniker und Industriekaufmann. Als technisch-

kaufmännisches Team verbanden sie die drei Absaugsysteme des 

Betriebs in der Foliierung miteinander und programmierten eine 

Steuerung, die die Absaugung automatisch abschaltet, wenn es zu 

einem Produktionsstillstand kommt. Mit einer Investition von 

knapp 200 Euro gelang es ihnen, den Dauerbetrieb auf eine be-

darfsgerechte Absaugung umzustellen. Damit spart das Unter-

nehmen im Jahr über 29.000 Kilowattstunden Strom ein, das ent-

spricht in etwa dem Jahresverbrauch von acht Durchschnittsfami-

lien. Die Maßnahme amortisiert sich nach etwa drei Wochen. 

 Den zweiten Preis erhalten Philipp Anker, Marcel Beck, Markus 

Steeb und Leon Winter von der KS Kolbenschmidt GmbH, 

Neckarsulm. In ihrem Projekt errechneten die Energie-Scouts, dass 

die Abwärme eines gasbetriebenen Ofens den Wärmebedarf einer 

Waschanlage für Kolben decken kann. Die 260 Grad Celsius war-

men Abgase entweichen bisher ungenutzt durch den Kamin, wäh-

rend die Waschanlage das benötigte Wasser mittels elektrischer 

Heizstäbe aufheizt. Mit einigen Umbauten sowie der Installation 

eines Wärmetauschers wird das Unternehmen in Zukunft 115,5 
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Tonnen weniger CO2 ausstoßen und rund 230.000 Kilowattstun-

den Strom einsparen. Das Projekt illustriert beispielhaft die Poten-

ziale der Nutzung von Abwärme in der Wirtschaft. 

 Platz drei errangen die Energie-Scouts der Worlée Chemie GmbH 

in Lauenburg. Die beiden Chemikanten Christopher Boldt und Niko 

Stell untersuchten das firmeneigene Stickstoff-Netz auf Leckagen 

hin und ermittelten, wie sich diese durch Wartungs- und Repara-

turarbeiten minimieren lassen. Das Ergebnis: Mit dem Einsatz von 

etwa 800 Euro für die Instandsetzung lässt sich der bisher auf 

20.000 Euro zu beziffernde Verlust eindämmen. So muss weniger 

Stickstoff erzeugt und für diese Produktion weniger Strom aufge-

wendet werden; zudem verringert sich die Zahl der für die Auffül-

lung des Tanks erforderlichen LKW-Fahrten. 

 Das Team der ARI Armaturen Albert Richter GmbH & Co. KG aus 

Schloß Holte-Stukenbrock – Lukas Fockel, Dominik Hörster, 

Marcel Neugebauer und Thiemo Werner – erhsält den Sonderpreis 

Ressourceneffizienz. Sie fanden heraus, wie sie Prüfstände in der 

Produktion von Verunreinigungen befreien und damit das Auf-

kommen an Sondermüll senken können. Dank ihrer Konstruktion 

verringert sich der Einsatz des Prüfmediums, das als Sondermüll 

entsorgt werden muss, um 3.800 Liter pro Prüfstand. 

Die Auswahl der Sieger-Projekte oblag einer Jury aus Vertretern des 

Bundesumweltministeriums, des Bundeswirtschaftsministeriums, des 

Zentralverbands des Deutschen Handwerks, des DIHK und der ebm-

papst Mulfingen GmbH & Co. KG, die das Konzept der Energie-Scouts 

im Jahr 2010 erfunden und mit Hilfe ihrer Auszubildenden seitdem 

mehr als eine Million Euro an Energiekosten eingespart hat. 

Mehr Informationen zu den Auszeichnungen und zur Mittelstandsiniti-

ative Energiewende und Klimaschutz unter www.mittelstand-

energiewende.de. (han) 

 

Service 

  Neue Anlagenverordnung: und jetzt? 

IHK-Merkblatt Am 1. August 2017 tritt die bundesweite Verordnung über Anlagen 

zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vollständig in 

Kraft und löst die 16 bisher unterschiedlichen Landesverordnungen ab. 

Was das für die Betreiber der betroffenen Industrie-, Lager- oder Um-

schlagsanlagen bedeutet, skizziert der DIHK in einem Merkblatt. 

Mit der AwSV ändern sich die rechtlichen Anforderungen an Anlagen-

technik, Überwachungspflichten und Dokumentationen. Für Unterneh-

http://www.mittelstand-energiewende.de/
http://www.mittelstand-energiewende.de/
https://www.dihk.de/themenfelder/innovation-und-umwelt/umwelt/umweltmedien/service/merkblatt-anlagenverordnung
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men, die bereits Anlagen betreiben, gelten allerdings umfangreiche 

Übergangsbestimmungen. 

In seinem Merkblatt "Neue Anlagenverordnung: und jetzt?" beantwor-

tet der DIHK die folgenden Fragen: 

 Was gilt wann für bestehende Anlagen? 

 Müssen jetzt Sachverständigenprüfungen durchgeführt werden? 

 Müssen Anlagen jetzt nachgerüstet werden? 

 Sind Dokumentation und Betriebsanweisung jetzt noch aktuell? 

Benötigen Unternehmen jetzt einen Fachbetrieb? 

 Müssen Stoffe oder Gemische jetzt neu eingestuft werden? 

 Was können Unternehmen vor dem 1. August tun? (HAD) 
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